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Berlin /BE), Hamburg (HH), Brandenburg (BB). Vor 
den Wahlen gibt die „Ampel Gas“. Die Bundesin-
nenministerin Faeser besuchte die Zentrale Erst-
aufnahme mit dem Ankunftszentrum in Hamburg-
Rahlstedt, um sich über Anstrengungen bei der 
Bewältigung des Migrationsgeschehens und die 
Umsetzung der jüngsten Maßnahmen von Bund 
und Ländern zu informieren. Ein weiteres Dublin-
Zentrum startet am 1. März in Brandenburg. Der 
Bund und das Land Brandenburg unterzeichne-
ten eine Vereinbarung. In Eisenhüttenstadt auf 
der Liegenschaft der Zentralen Ausländerbehör-
de des Landes Brandenburg wurde ein Dublin-
Zentrum eingerichtet.

Die Zahl der Registrierungen und der Asylantrags-
zahlen in Hamburg war zuletzt um rund 30 Prozent 
gegenüber dem Jahr 2023 gesunken. Zugleich stieg 
die Zahl der Rückführungen im vergangenen Jahr 
auf mehr als 1.700.

Um die Verfahren zur Rücküberstellung in Dublin-
Fällen, in denen andere EU-Staaten für das Asylver-
fahren zuständig sind, weiter zu beschleunigen, wird 
auf dem Gelände in Hamburg-Rahlstedt in Kürze das 
bundesweit erste Dublin-Zentrum im Rahmen eines 
durch das BMI unterstützten Pilotverfahrens einge-
richtet. Dort erhalten Personen, deren tatsächliche 
Ausreise in das zuständige EU-Mitgliedsland im Rah-
men des Dublin-Verfahrens zuvor durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge geprüft wurde, 
für die Zeit von zwei Wochen nur noch sogenannte 
Überbrückungsleistungen in Form von Sachleistun-
gen. Ziel ist es zudem, den Verfahrensprozess mit 
Unterstützung des BAMF deutlich zu beschleunigen.
Bundesinnenministerin Nancy Faeser: „Damit wir 
weiter Menschen vor Krieg und Terror schützen kön-
nen, gilt genauso klar: Wer kein Recht hat in Deutsch-
land zu bleiben, muss unser Land wieder verlassen. 
Wenn Menschen nach Deutschland kommen, ob-
wohl sie ihr Asylverfahren in einem anderen EU-Staat 
durchlaufen müssen, müssen sie schneller dorthin 
überstellt werden. Hamburg geht hier voran mit ef-
fektiven, neuen Verfahren in einem Dublin- Zentrum. 
Dafür hat Hamburg unsere volle Unterstützung. Un-
sere Behörden werden hier eng zusammenarbeiten, 
damit es schnelle und effiziente Verfahren gibt. So 
können wir die Zahl der Überstellungen in die zustän-
digen EU-Staaten deutlich erhöhen – und die Länder 
und Kommunen weiter entlasten.“

Innensenator Andy Grote: „Die gemeinsamen An-
strengungen in Bund und Ländern zeigen auch im 
Ankunftszentrum spürbar Wirkung. Wir haben im 

Zwei Dublin-Zentren besucht
vergangenen Jahr bereits einen deutlich spürbaren 
Rückgang bei den Zugangszahlen um 30 Prozent 
erreicht. Gleichzeitig ist die Zahl der Abschiebungen 
in Hamburg auf mehr als 1.700 gestiegen. Insbeson-
dere bei den Dublin-Rücküberstellungen sind wir in 
Hamburg so konsequent und erfolgreich wie kein an-
deres Bundesland. Damit ist in Hamburg bereits eine 
spürbare Entlastung eingetreten. Für eine weiterhin 
erforderliche Reduzierung der irregulären Migration 
braucht es rechtsstaatliche und realistische Maß-
nahmen. Mit Hamburg als Pilotstandort für ein neues 
Dublin Zentrum schaffen wir jetzt die Voraussetzun-
gen für schnelle, effizientere und erfolgreichere Ver-
fahren zur Rücküberstellung von Menschen in den 
für sie zuständigen EU-Staat.

Die Bundesregierung und das Land Brandenburg ha-
ben in diesen Tagen eine verstärkte Zusammenarbeit
bei der Rückführung von Dublin-Fällen von Schutz-
suchenden, für deren Asylverfahren ein anderer 
EU-Staat zuständig ist, vereinbart. Dazu wird in Ei-
senhüttenstadt auf der Liegenschaft der Zentralen 
Ausländerbehörde des Landes Brandenburg ein 
Dublin-Zentrum eingerichtet. Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser und Brandenburgs Innenministerin 
Katrin Lange unterzeichnet.

Der Start des Dublin-Zentrums ist für den 1. März 
vorgesehen. Bundesinnenministerin Nancy Faeser: 
„Damit wir weiter Menschen vor Krieg und Terror 
schützen können, gilt auch: Wer kein Recht hat in 
Deutschland zu bleiben, muss unser Land wieder 
verlassen. Wenn Menschen nach Deutschland kom-
men, obwohl sie ihr Asylverfahren in einem anderen 
EU-Staat durchlaufen müssen, müssen sie schneller 
dorthin überstellt werden.

Dass Brandenburg hier mit einem Dublin-Zentrum 
ebenso wie bereits Hamburg vorangeht, begrüße ich 
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sehr. Dafür hat Brandenburg unsere volle Unterstüt-
zung. Unsere Behörden werden hier eng zusammen-
arbeiten, damit es schnelle und effiziente Verfahren 
gibt. So können wir die Zahl der Überstellungen in die 
zuständigen EU-Staaten deutlich erhöhen - und die 
Länder und Kommunen weiter entlasten.“

Brandenburgs Innenministerin Katrin Lange: „Es be-
steht die klare Notwendigkeit, zu schnelleren und ef-
fektiveren Rücküberstellungen von Dublin-Fällen zu 
kommen. Das Dublin-System funktioniert in der bis-
herigen Form nicht, es muss im Grunde genommen 
völlig neu aufgestellt werden. Das gemeinsame Ziel 
von Bund und Land ist, die Überstellungsverfahren zu 
beschleunigen. Die neue Organisation und Länder-
zuständigkeit im Rahmen von Dublin-Zentren sollen 
dazu einen Beitrag leisten. Man darf von dem neuen 
Dublin-Zentrum in Eisenhüttenstadt sicherlich keine 
Wunder erwarten. Aber ich gehe davon aus, dass wir 
auf diesem Wege doch einen wichtigen Schritt ge-
hen werden hin zu mehr Ordnung und Effizienz in der 
Asyl- und Migrationspolitik in diesem Land. Anderes 
hingegen muss auf anderer Ebene erledigt werden.“

Text: Bundesministerium des Innern und für Heimat

 Rechts: Objektkunst von Iryna Vorona (Ukraine)

Anmerkung:
Die Duplin-Zentren sind eine Möglichkeit, die gesi-
cherte Abschiebung bzw. Rückführung durchzufüh-
ren. Sie dürfen aber keine Lager für die Asylanten 
oder Eingereisten ohne Aufenthaltsrecht als langfris-
tige Unterbringung sein. Schnelles, zügiges Handeln 
sind besonders bei der Einrichtung und Belegung 
dieser Zentren (Lager) erfoderlich. Leider sind bisher 
keine Höchstzeitbegrenzungen in diesen Einrichtun-
gen bekannt, dieses sollte aber zwingend erforderlich 
sein. Gerade mit Abschiebe- und Internierungslagern 
hat Deutschland historische Erfahrungen. 

Der Umgang mit Asylsu-
chenden und Migranten hat 
Regeln, die auch durch das 
Grundgesetz vorgegeben 
sind und die Regeln sollten 
im Sinne der Menschlickeit 
sehr eng ausgelegt werden.

Nach Artikel 16a des 
Grundgesetzes (GG) der 
Bundesrepublik Deutsch-
land genießen politisch ver-
folgte Menschen Asyl. Das 
Asylrecht hat in Deutsch-
land als Grundrecht Verfas-
sungsrang. Es dient in sei-

nem Kern dem Schutz der Menschenwürde, schützt 
aber auch das Leben, die körperliche Unversehrtheit, 
die Freiheit und andere grundlegende Menschen-
rechte. Es ist das einzige Grundrecht, das nur Aus-
länderinnen und Ausländern zusteht.
Erläuterung: 
Asylberechtigt und demnach politisch verfolgt ist eine 
Person, die im Falle der Rückkehr in ihr Herkunfts-
land einer schwerwiegenden Menschenrechtsver-
letzung ausgesetzt sein wird, aufgrund ihrer Ras-
se (der Begriff „Rasse“ wird in Anlehnung an den 

Vertragstext der Genfer 
F lüch t l ingskonvent ion 
verwendet),Nationalität, 
politischen Überzeugung, 
religiösen Grundentschei-
dung oder Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe (als bestimmte 
soziale Gruppe kann auch 
eine Gruppe gelten, die sich 
auf das gemeinsame Merk-
mal der sexuellen Orientie-
rung gründet), ohne eine 
Fluchtalternative innerhalb 
des Herkunftslandes oder 
anderweitigen Schutz vor 
Verfolgung zu haben.


